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Antrag 2
an die 8. Vollversammlung vom 10. 11. 2016
der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark

Steirisches Wohnunterstützungsgesetz neu regeln
Die bisher geltenden Bestimmungen für die Gewährung von Wohnbeihilfe wurden seitens des Landes Steiermark geändert. Bisher sind die Ausgaben aus drei verschiedenen Bereichen finanziell gespeist worden: Teil der Bedarfsorientierten Mindestsicherung/ Ergänzender Wohnungsaufwand in der Mindestsicherung/Wohnbeihilfe. Diese verschiedenen Systeme wurden nun durch die sog. Wohnunterstützung ersetzt. 

Eine einheitliche Regelung ist zwar nicht grundsätzlich negativ zu bewerten, das neue steirische Wohnunterstützungsgesetz bringt jedoch für viele Menschen mit einem vergleichsweise geringen Erwerbs- oder sonstigen Einkommen nicht unerhebliche Verschlechterungen. Liegt das Einkommen über der derzeitigen Armutsgefährdungsgrenze – 1.128 Euro - gibt es keine Wohnunterstützung mehr. 

Für die große Zahl der negativ betroffenen Personen musste das Land Steiermark ad hoc einen Härtefonds einrichten. Bei mehr als 50 Euro Verlust durch die Neuregelung bekommt der/die AntragstellerIn nunmehr die Hälfte des Verlustes ersetzt. Jegliche finanzielle Minderung ist jedoch für Menschen mit geringem Einkommen trotzdem ein hoher Einkommensverlust.

Bevor eine Wohnunterstützung gewährt werden kann, muss das eigene Vermögen bis auf    4.188,80 € aufgebraucht werden. Es ist fraglich, ob eine Summe von ca. 4200 Euro in Zeiten hoher Kosten für gesundheitliche Maßnahmen, Heilbehelfe oder dringende Haushalts-anschaffungen/-renovierungen schon als Vermögen angesehen werden darf. Gleichzeitig sind die Kosten für Mietwohnungen enorm angestiegen und ein Ende ist nicht in Sicht.

Unberücksichtigt für die Gewährung der Wohnbeihilfe bleiben lediglich Pflegegelder nach dem Bundespflegegeld- und Steiermärkischen Pflegegeldgesetz sowie die erhöhte Familienbeihilfe, nicht jedoch die reguläre Familienbeihilfe und Alimente für Kinder. Familienbeihilfen und Alimente-Zahlungen sind für untere Einkommensgruppen essentiell, diese sollten daher bei der Berechnung der zustehenden Leistungen aus dem Wohnunterstützungsgesetz weiterhin nicht zum Einkommen gezählt werden.

Antrag

Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Steiermark fordert daher die Steiermärkische Landesregierung auf, die Regelungen zur Wohnunterstützung wieder wesentlich zu verbessern.
Für die Fraktion der AUGE/UG

Ursula Niediek

Fraktionsvorsitzende
   



 

         Graz, den 1. 11. 2016
